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– Stellungnahme der BRAK (Nr. 3) zu der Prüfung gesetzgebe-
rischen Handlungsbedarfs im Recht der einstweiligen Verfü-
gung – Schreiben des Bundesministeriums der Justiz vom
4.11.2008 – Aktenzeichen: 37 ll – R 1 31641/2007

Presseerklärungen

Nr. 2 vom 3. März 2009

Zustrom zur Anwaltschaft deutlich verlangsamt
Konzentration auf Ballungsgebiete

Bundesrechtsanwaltskammer, Berlin. Auch im Jahr 2008 hat
sich der Zuwachs zur Anwaltschaft im Vergleich zu den Vor-
jahren deutlich verringert. Zum 1.1.2009 waren insgesamt
150.375 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte zugelassen,
damit 3.464 Rechtsanwälte oder 2,36 % mehr als im Jahr
zuvor. Seit 1998 mit einem Zuwachs von 6.412 Anwälten und
einer Wachstumsrate von 7,53 % hat sich der Anstieg in den
zurückliegenden zehn Jahren deutlich auf fast die Hälfte redu-
ziert.

Die höchste Mitgliederzahl hat die RAK München mit 18.528,
gefolgt von der RAK Frankfurt (16.903) und Hamm (13.254).
Ein nennenswerter Zuwachs von drei bis vier Prozent ist dabei
ausschließlich in den acht Kammerbezirken mit großen Städten
und Ballungszentren zu verzeichnen. Hier konzentriert sich mit
gut 100.000 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte ca. 2/3 der
Anwaltschaft. Der Zuwachs in den verbleibenden Regionen
belief sich auf ca. ein bis zwei Prozent, in Mecklenburg-Vor-
pommern konnte sogar erstmals ein Rückgang festgestellt wer-
den.

„Dem starken Anstieg der Anwaltschaft zur Jahrtausendwende
scheint ein Ende gesetzt zu sein. Wir rechnen damit, dass sich
das Wachstum weiter deutlich verlangsamt,“ erläutert der Prä-
sident der Bundesrechtsanwaltskammer Axel C. Filges die aktu-

elle Statistik der BRAK. Nach wie vor sieht Filges aber einen
starken Wettbewerbsdruck in der Anwaltschaft. „Die Finanz-
und Wirtschaftskrise wird an der Anwaltschaft nicht spurlos
vorübergehen und von ihr Flexibilität fordern. Sie wird aber
auch die besondere Bedeutung kompetenter Rechtsberatung
für Verbraucher und Unternehmen aufzeigen,“ so der Präsident
der BRAK.

Nr. 1 vom 21. Januar 2009

Absprachen im Strafverfahren
Bundesrechtsanwaltskammer begrüßt Regierungsentwurf

Bundesrechtsanwaltskammer, Berlin. Die Bundesrechtsan-
waltskammer begrüßt den heute im Kabinett verabschiedeten
Entwurf der Bundesregierung zur Regelung der Verständigung
im Strafverfahren. Absprachen zwischen Verteidigung, Richter
und Staatsanwaltschaft über den Ausgang eines Strafverfahrens
sind heute bereits zwar gängige Praxis, in der Strafprozessord-
nung sind sie jedoch nicht vorgesehen. Mit dem Entwurf
kommt die Bundesregierung einer Aufforderung des Bundesge-
richtshof aus 2005 nach, die Zulässigkeit, Voraussetzungen
und Grenzen von Verfahrensvereinbarungen zu regeln. Ein
Gesetzentwurf der BRAK (Link: Gesetzesentwurf der BRAK
(September 2005)) wurde dem Gesetzgeber bereits Ende 2005
zugeleitet.

„Die Bundesrechtsanwaltskammer begrüßt die Initiative der
Bundesregierung. Die Verständigung im Strafverfahren ist all-
tägliche Realität und kann auf Dauer nicht ignoriert werden,“
erklärt der Vorsitzende des Strafrechtsausschusses der Bundes-
rechtsanwaltskammer, RA Prof. Dr. Dr. Alexander Ignor. Aller-
dings weist Ignor auf Nachbesserungsbedarf bei dem Entwurf
hin, um missbräuchliche Drucksituationen zu verhindern.
„Hier bleibt der Entwurf noch auf halber Strecke stehen und
bedarf einer Klarstellung“, so Ignor.

A. Beschlüsse der 2. Sitzung der 4. Satzungs-
versammlung bei der Bundesrechtsanwalts-
kammer am 14. November 2008 in Berlin

Berufsordnung

I. § 4 Abs. 2 Satz 2 zweiter Halbsatz BORA wird wie folgt neu
gefasst:

„(...); dies sind in der Regel Einzelanderkonten.“

II. § 4 Abs. 2 Satz 5 BORA wird wie folgt neu formuliert:

„Die vorstehenden Bestimmungen gelten nicht, solange etwas
anderes in Textform vereinbart ist.“

III. § 4 Abs. 2 Satz 6 BORA wird wie folgt geändert:

„Über Fremdgelder ist unverzüglich, spätestens mit Beendi-
gung des Mandats, abzurechnen.“

IV. Es wird folgender neuer § 16a BORA eingefügt1:

„(1) Der Rechtsanwalt ist nicht verpflichtet, vor Vorlage eines
Berechtigungsscheines und Zahlung der Beratungshilfe-
gebühr nach Nr. 2500 VV RVG die Beratungshilfeleistung
zu erbringen.

„(2) Der Rechtsanwalt ist nicht verpflichtet, einen Beratungs-
hilfeantrag zu stellen.

„(3) Der Rechtsanwalt kann die Beratungshilfe im Einzelfall
aus wichtigem Grund ablehnen oder beenden. Ein wichti-
ger Grund kann in der Person des Rechtsanwaltes selbst
oder in der Person oder dem Verhalten des Mandanten lie-
gen. Ein wichtiger Grund kann auch darin liegen, dass die
Beratungshilfebewilligung nicht den Voraussetzungen des

1 Der Beschluss zu § 16a BORA ist vom Bundesministerium der Justiz
teilweise aufgehoben worden (vgl. B.). Dieser Beschluss wird nicht
verkündet (vgl. C.). Ob die Satzungsversammlung den Beanstan-
dungsbescheid des Bundesministeriums der Justiz gerichtlich über-
prüfen lässt, stand zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses noch
nicht fest.
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Beratungshilfegesetzes entspricht. Ein wichtiger Grund
liegt insbesondere vor, wenn

a) der Rechtsanwalt durch eine Erkrankung oder durch
berufliche Überlastung an der Beratung/Vertretung
gehindert ist oder es ihm auf dem Rechtsgebiet, auf dem
Beratungshilfe gewünscht wird, an hinreichenden
Rechtskenntnissen oder an Erfahrung fehlt;

b) der beratungshilfeberechtigte Mandant seine Eigenleis-
tung nach einmaliger Mahnung nicht erbringt;

c) der beratungshilfeberechtigte Mandant seine für die
Mandatsbearbeitung erforderliche Mitarbeit verweigert;

d) das Vertrauensverhältnis zwischen Anwalt und Man-
dant aus Gründen, die im Verhalten oder in der Person
des Mandanten liegen, schwerwiegend gestört ist;

e) sich herausstellt, dass die Einkommens- und/oder Ver-
mögensverhältnisse des Mandanten die Bewilligung
von Beratungshilfe nicht rechtfertigen;

f) Beratungshilfe in einem Beratungshilfeschein für eine
nicht konkret bezeichnete Angelegenheit bewilligt
wurde;

g) Beratungshilfe in einem Beratungshilfeschein für meh-
rere Angelegenheiten bewilligt wurde.“

Fachanwaltsordnung

V. § 1 FAO wird wie folgt neu gefasst:

„(…), das Informationstechnologierecht, das Bank- und Kapital-
marktrecht sowie das Agrarrecht verliehen werden.“

VI. Es wird folgender § 5 Satz 1 lit. t) FAO eingefügt:

„t) Agrarrecht: 80 Fälle. Von diesen Fällen müssen sich mindes-
tens jeweils 10 Fälle auf die in § 14m Nr. 1 und 2 benannten
Bereiche beziehen. Mindestens 20 Fälle müssen rechtsförm-
liche Verfahren (Gerichtsverfahren, außergerichtliche Rechts-
behelfsverfahren, Schlichtungs- oder Schiedsverfahren) sein.“

VII. § 6 Abs. 2 b) wird wie folgt geändert:

„b) dass, wann und von wem im Lehrgang alle das Fachgebiet
in § 2 Abs. 3, §§ 8 bis 14m betreffende Bereiche unterrichtet
worden sind,“

VIII. Es wird folgender § 14m eingefügt:

„§ 14m Nachzuweisende besondere Kenntnisse im Agrarrecht
Für das Fachgebiet Agrarrecht sind besondere Kenntnisse nach-
zuweisen in den Bereichen:

1. agrarspezifisches Zivilrecht

a) agrarspezifische Fragen des besonderen Schuldrechts
(z.B. Landpachtrecht),

b) Produkthaftungsrecht i.V.m. Grundzügen des Lebensmit-
telrechts,

c) Jagd- und Jagdpachtrecht,

d) Besonderheiten des Erb- und Familienrechts,

e) Besonderheiten der Vertragsgestaltung und besondere
Vertragstypen (z.B. landwirtschaftliche Kooperationen,
Maschinengemeinschaften, Absatz- und Einkaufsverträge
inkl. AGB, Gesellschaften, Bewirtschaftungsverträge,
Erwerb landwirtschaftlicher Betriebe),

f) Besonderheiten des Arbeitsrechts.

2. agrarspezifisches Verwaltungsrecht

a) Recht der Genehmigungsverfahren (z.B. BImSchG, Bau-
GB, Anlagen zur Verarbeitung nachwachsender Rohstoffe

und agrarrechtliche Besonderheiten erneuerbarer Ener-
gien),

b) Grundzüge des Umweltrechts,

c) Natur- und Pflanzenschutzrecht,

d) Düngemittel- und Saatgutverkehrsrecht, Sortenschutz-
recht,

e) Tierschutz-, -zucht und -seuchenrecht,

f) Flurbereinigung und Flurneuordnungsverfahren,

g) Grundstücksverkehrs- und Landpachtverkehrsrecht,

h) Weinrecht, Forstrecht, Jagd- und Fischereirecht,

i) landwirtschaftliches Steuerrecht,

j) Besonderheiten des Sozialversicherungsrechts,

k) Staatsbeihilfenrecht, Agrarbeihilfenrecht, Cross-Compli-
ance-Verpflichtungen.

3. agrarspezifisches Ordnungswidrigkeiten- und Strafrecht

4. agrarspezifisches EU-Recht einschließlich seiner Umsetzung
in nationales Recht

a) EG-Vertrag (Landwirtschaft, Umwelt),

b) EG-Wettbewerbsrecht, Kartellrecht,

c) EU-Verordnungen, Richtlinien,

5. agrarspezifisches Verfahrensrecht

a) Landwirtschaftsverfahrensrecht,

b) Grundzüge der EU-Gerichtsbarkeit.“

Die vorstehenden Beschlüsse werden hiermit ausgefertigt.

B. Bescheid des Bundesministeriums der Justiz vom
12.3.2009, eingegangen bei der Bundesrechtsanwalts-
kammer am 13.3.2009

An die
Bundesrechtsanwaltskammer
Littenstraße 9
10179 Berlin

Betreff: Teilweise Aufhebung der Beschlüsse der 2. Sitzung der
4. Satzungsversammlung bei der Bundesrechtsanwalts-
kammer am 14. November 2008

Bezug: Ihr Schreiben vom 16. Dezember 2008

Auf Grund des § 191e der Bundesrechtsanwaltsordnung, einge-
fügt durch Artikel 1 Nummer 32 des Gesetzes vom 2. Septem-
ber 1994 (BGBl. I S. 2278), hebt das Bundesministerium der
Justiz in Nummer IV der Beschlüsse zur Änderung der Berufs-
ordnung der 2. Sitzung der 4. Satzungsversammlung bei der
Bundesrechtsanwaltskammer am 14. November 2008, die am
6./15. Dezember 2008 ausgefertigt und dem Bundesministe-
rium der Justiz am 18. Dezember 2008 übermittelt worden
sind, folgende Regelungen auf:

1. § 16a Absatz 1 der Berufsordnung;

2. in § 16a Absatz 3 Satz 4 Buchstabe a der Berufsordnung die
Wörter „oder es ihm auf dem Rechtsgebiet, auf dem Bera-
tungshilfe gewünscht wird, an hinreichenden Rechtskennt-
nissen oder an Erfahrung fehlt“;

3. § 16a Absatz 3 Satz 4 Buchstabe b der Berufsordnung;

4. § 16a Absatz 3 Satz 4 Buchstabe f der Berufsordnung;

5. § 16a Absatz 3 Satz 4 Buchstabe g der Berufsordnung.

Berlin, den 6.12.2008 Bamberg, den 15.12.2008
Der Vorsitzende Der Schriftführer
Axel C. Filges Gregor Böhnlein
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Begründung:

Zu Nummer 1:

§ 16a Absatz 1 BORA-E regelt zwei Sachverhalte, die beide
nicht mit höherrangigem Recht vereinbar sind.

a) Die Regelung in § 16a Absatz 1 Alternative 1 BORA-E, nach
der der Rechtsanwalt nicht verpflichtet sein soll, vor Vorlage
eines Berechtigungsscheins die Beratungshilfeleistung zu
erbringen, verstößt gegen § 49a Absatz 1 BRAO in Verbindung
mit § 4 Absatz 2 Satz 4 BerHG.

Nach § 49a Absatz 1 BRAO ist der Rechtsanwalt verpflichtet,
die in dem Beratungshilfegesetz vorgesehene Beratungshilfe zu
übernehmen. Das Beratungshilfegesetz eröffnet dem Recht-
suchenden die Möglichkeit, sich wegen Beratungshilfe unmit-
telbar an einen Rechtsanwalt zu wenden und den Beratungs-
hilfeantrag nachträglich zu stellen, § 4 Absatz 2 Satz 4 BerHG.
Der Rechtsanwalt ist daher verpflichtet, in diesen Fällen die
Beratungshilfe schon vor Vorlage eines Berechtigungsscheins
zu erbringen. Die beschlossene Satzungsregelung, die den
Rechtsanwalt abweichend hiervon von der Verpflichtung frei-
stellen möchte, die Beratungshilfe zu erbringen, widerspricht
den gesetzlichen Regelungen.

b) Die Regelung in § 16a Absatz 1 Alternative 2 BORA-E, nach
der der Rechtsanwalt nicht verpflichtet sein soll, Beratungshilfe
vor Zahlung der Beratungshilfegebühr zu erbringen, verstößt
gegen § 49a Absatz 1 BRAO.

Wenn sich ein bedürftiger Rechtsuchender wegen Beratungs-
hilfe an einen Rechtsanwalt wendet, ist dieser gemäß § 49a
Absatz 1 Satz 1 BRAO verpflichtet, die Beratungshilfe zu
gewähren, also das Beratungshilfemandat anzunehmen. Der
Rechtsanwalt ist in diesen Fällen vorleistungspflichtig (§ 614
BGB). Er hat zwar nach § 9 RVG das Recht, für die Beratungs-
hilfegebühr einen Vorschuss zu verlangen. Weigert sich der
Rechtsuchende, einen geforderten Vorschuss zu zahlen,
berechtigt dies den Anwalt, anders als in der beanstandeten
Satzungsregelung vorgesehen, jedoch nicht in jedem Fall zur
Ablehnung von Beratungshilfe. Es muss vielmehr im Einzelfall
abgewogen werden, ob Gründe vorliegen, die zur Ablehnung
von Beratungshilfe berechtigen. Beratungshilfe darf nur im Ein-
zelfall aus wichtigem Grund abgelehnt werden (§ 49a Absatz 1
Satz 2 BRAO). Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn dem Rechts-
anwalt unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls
und unter Abwägung der beiderseitigen Interessen die Gewäh-
rung von Beratungshilfe nicht zugemutet werden kann (vgl.
§ 314 Absatz 1 BGB). Zum Beispiel kann der Rechtsanwalt bei
völlig mittellosen Rechtsuchenden oder bei eilbedürftigen
Angelegenheiten verpflichtet sein, Beratungshilfe zu leisten,
auch wenn der Rechtsuchende die Beratungshilfegebühr nicht
zahlt.

Zu Nummer 2:

Die Regelung in § 16a Absatz 3 Satz 4 Buchstabe a Alternative
3 BORA-E, nach der der Anwalt berechtigt sein soll, Beratungs-
hilfe wegen nicht hinreichender Rechtskenntnisse oder fehlen-
der Erfahrung abzulehnen, verstößt gegen § 49a Absatz 1
BRAO.

Beratungshilfe kann wegen fehlender hinreichender Rechts-
kenntnisse oder Erfahrung nicht stets, sondern nur im Einzelfall

abgelehnt werden, wenn dies einen wichtigen Grund darstellt.
Es gibt Fälle, in denen trotz nicht hinreichender Rechtskennt-
nisse oder fehlender Erfahrung Beratungshilfe geleistet werden
muss. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn eine Einarbeitung
in die Thematik in zumutbarer Weise möglich oder die feh-
lende Erfahrung für die Bearbeitung des Falls nicht hinderlich
ist.

Zu Nummer 3:

Die Regelung in § 16a Absatz 3 Satz 4 Buchstabe b BORA-E
verstößt gegen § 49a Absatz 1 BRAO.

Die ausbleibende Zahlung der Beratungshilfegebühr trotz Mah-
nung führt nicht in jedem Fall dazu, dass der Rechtsanwalt die
Beratungshilfeleistung ablehnen darf. Eine Ablehnung der
Beratungshilfe ist nur im Einzelfall aus wichtigem Grund mög-
lich (§ 49a Absatz 1 Satz 2 BRAO). Auf die Begründung zu
Nummer 1b wird verwiesen.

Zu Nummer 4:

Die Regelung in § 16a Absatz 3 Satz 4 Buchstabe f BORA-E
verstößt gegen § 49a Absatz 1 BRAO.

Ein wichtiger Grund zur Ablehnung von Beratungshilfe liegt
nicht vor, wenn eine Angelegenheit im Beratungshilfeschein
nicht konkret bezeichnet worden ist. Über den Antrag auf Bera-
tungshilfe entscheidet das Amtsgericht (§ 4 Absatz 1 Satz 1
BerHG). Es ist Aufgabe des Gerichts, die Angelegenheiten im
Berechtigungsschein zu bezeichnen, für die Beratungshilfe
gewährt wird (§ 6 Absatz 1 BerHG). Das Beratungshilfegesetz
sieht eine Überprüfung durch den Rechtsanwalt insofern nicht
vor. Er ist an die Entscheidung des Gerichts gebunden. Nach-
teile für den Rechtsanwalt bei der Kostenfestsetzung, die ihn
möglicherweise berechtigen könnten, Beratungshilfe aus wich-
tigem Grund abzulehnen, weil eine Angelegenheit nicht kon-
kret im Berechtigungsschein bezeichnet wird, ergeben sich
hieraus nicht. Denn der Berechtigungsschein legt nicht fest,
wie viele Angelegenheiten im gebührenrechtlichen Sinne vor-
liegen. Die Entscheidung über die Frage, ob der Anwalt Bera-
tungshilfegebühren für eine oder mehrere Angelegenheiten
erhält, wird unabhängig von der Angabe der Angelegenheit im
Berechtigungsschein im Kostenfestsetzungsverfahren getroffen.

Zu Nummer 5:

Die Regelung in § 16a Absatz 3 Satz 4 Buchstabe g BORA-E
verstößt gegen § 49a Absatz 1 BRAO.

Es liegt kein wichtiger Grund im Sinne des § 49a Absatz 1
BRAO vor. Die Aufnahme mehrerer Angelegenheiten in einen
Berechtigungsschein zieht keine nachteiligen gebührenrechtli-
chen Folgen nach sich. Der Berechtigungsschein legt nicht bin-
dend fest, wie viele Angelegenheiten im gebührenrechtlichen
Sinne vorliegen. Auf die Begründung zu Nummer 4 wird ver-
wiesen.

Brigitte Zypries

C. In-Kraft-Treten

Die Änderungen treten mit Ausnahme des Beschlusses zu
§ 16a BORA am 1.7.2009 in Kraft. Nur insoweit werden die
Beschlüsse der 2. Sitzung der 4. Satzungsversammlung verkün-
det.

Die 3. Sitzung der 4. Satzungsversammlung findet am 15.6.2009 in Berlin statt.


